
N icht nur in Deutschland, sondern 
auch auf europäischer Ebene wird 

über Emissionshandel und eine Preis-
lösung für die Bereiche Gebäude und 
Verkehr diskutiert. Leider lassen aktu-
elle Verlautbarungen aus der Politik be-
fürchten, dass die Chance für eine deut-
liche Steigerung der Effizienz deutscher 
beziehungsweise europäischer Klimapo-
litik abermals nicht konsequent genutzt 
wird.

covid und klimawandel

Deutschland hat sich im Rahmen 
des Pariser Klimaabkommens zu ei-
ner Reduktion der Treibhausgasemissi-
onen um 40 % bis 2020, 55 % bis 2030 
(gegenüber 1990) und  Klimaneutralität 
bis 2050 verpflichtet, wobei das erste 
Ziel dank der Corona-Emissionseinbrü-
che gerade noch erreicht wurde. Das EU 
Effort Sharing, in dem die Reduktions-
ziele der nicht im Europäischen Emis-
sionshandel (EU EH) erfassten Emissi-
onen der Mitgliedsstaaten geregelt sind, 
verpflichtet Deutschland zudem, seine 
Nicht-EH-Emissionen bis 2030 um 38 % 
(bezogen auf 2005) zu reduzieren. Das 
am 18. November 2019 beschlossene Kli-
maschutzprogramm 2030 sollte die Er-
reichung dieses Ziels garantieren, in-
dem jährliche Emissionsbudgets für 
die Jahre 2020 bis 2030 für alle ökono-
mischen Sektoren definiert wurden. 
Für den Verkehrsbereich war demnach 

eine Reduktion um 42 % bis 2030 (Basis 
1990) geplant. Nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts hat Deutschland 
die oben genannten Ziele nun auf 65 % 
Reduktion bis 2030 und Klimaneutralität 
bereits bis 2045 verschärft. Was dies kon-
kret für die Sektorziele bedeutet, ist mo-
mentan noch unklar.

Ein Kernelement des deutschen Kli-
maschutzprogramms ist das Brennstoff-
emissionshandelsgesetz (BEHG), das für 
den Gebäude- und Verkehrssektor zwar 
prinzipiell ein Handelssystem vorsieht, 
jedoch anfänglich mit einer Festpreislö-
sung, später dann mit einem sektorspe-
zifischen Cap. 

Soziale Auswirkugnen des 
klimaschutzes

Beides führt dazu, dass die Effizi-
enzvorteile des Emissionshandels nicht 
vollständig genutzt werden (Lerch 2020). 
Außerdem fällt der soziale Ausgleich 
über Rückvergütungen zu gering aus, 
es bleibt eine deutliche Nettobelastung 
insbesondere für einkommensschwache 
Haushalte. Da nach dem Urteil des BVG 
voraussichtlich nun auch die Sektor-
ziele nach unten korrigiert werden müs-
sen und dazu der Festpreis (zunächst 
25 Euro pro Tonne CO22) vermutlich frü-
her als geplant erhöht werden muss, ver-
schärft sich dieses soziale Problem, was 
bereits im Wahlkampf zur Bundestags-
wahl im September Wellen schlägt. Auf 

EU-Ebene war zunächst von einer Aus-
weitung des bestehenden Emissionshan-
dels auf die Bereiche Gebäude und Ver-
kehr die Rede, jüngste Äußerungen der 
Kommissionspräsidentin deuten jetzt 
aber auf eine Steuerlösung für diese Sek-
toren hin.

reform der deutschen 
klimapolitik

Aus unserer Sicht sollte die notwen-
dige Reform der deutschen Klimapoli-
tik genutzt werden, um die bestehenden 
Schwächen des bisherigen Ansatzes im 
BEHG zu überwinden (Lerch et al. 2021). 
Hierzu sollte erstens statt einer Fest-
preislösung von Beginn an, jedenfalls 
aber deutlich vor 2026, ein echter Emis-
sionshandel etabliert werden. Nur so 
kann die sichere Erreichung des gesetz-
ten Emissionsminderungsziels gewähr-
leistet werden – dies ist ja der entschei-
dende Vorteil einer Mengen- gegenüber 
einer Preislösung.

Um die regressive Wirkung einer 
CO22-Bepreisung wirksam abzufedern, 
sollte, zweitens, möglichst eine vollstän-
dige Versteigerung der Emissionszerti-
fikate erfolgen und alle Einnahmen des 
Emissionshandels für eine zielgenaue 
Rückvergütung verwendet werden. Ins-
gesamt ist das Instrument aufkommens-
neutral zu gestalten und die Belastung 
der Haushalte – vor allem jener mit ge-
ringem Einkommen  – vollständig zu 
kompensieren. Als Vorbild könnte da-
bei das kalifornische Emissionshandels-
system dienen, das nahezu den komplet-
ten ökonomischen Wert der Emissions-
rechte über gezielte Projekte und eine 
Pro-Kopf-Klimadividende rückverteilt 
(Lerch et al. 2021). Die bisherigen Pläne 
zur Erhöhung der Pendlerpauschale und 
Senkung der EEG-Umlage in Deutsch-
land reichen dazu jedenfalls nicht aus.

Drittens muss der sektorspezifische, 
aber auch der nationale Fokus überwun-
den werden. Ein nationales sektorbezo-
genes Cap verhindert die Ausnutzung 
der international sowie sektorspezifisch 
unterschiedlichen Grenzvermeidungs-
kosten und mindert damit die Effizi-
enz des Instrumentes Emissionshandel 
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massiv – auf die kommt es aber gerade 
jetzt nach der Corona-Pandemie und ih-
ren noch gar nicht voll absehbaren öko-
nomischen Konsequenzen besonders an. 
Wenn das 1,5-Grad-Ziel noch erreichbar 
sein soll, muss Klimapolitik so gestaltet 
sein, dass pro eingesetztem Euro die ma-
ximale CO22-Vermeidung erreicht wird. 

Es wäre insofern also wünschenswert, 
wenn auf EU-Ebene statt einer Steuer-
lösung, die aufgrund der Einstimmig-
keitserfordernis in Steuerfragen auch 
politisch vor ähnlichen Hürden ste-
hen würde, an denen bereits 2003 die 
EU-Energiesteuerrichtlinie gescheitert 
ist, eine Einbeziehung der Sektoren Ge-
bäude und Verkehr in den bestehenden 
EU-Emissionshandel erfolgen würde. 
Als Vorbild könnte wiederum Kalifor-
nien dienen, das bereits seit 2015 fos-
sile Brennstoffe im Verkehrs- und Haus-
haltssektor in sein sektorübergreifendes 
Emissionshandelssystem einbezieht. 
Im Rahmen einer solchen Erweiterung 
könnte dann auch das deutsche BEHG 
in den EU-EH überführt werden.

Verbreiterung des 
Treibhausgasmarktes

Da sich trotz einer unbestreitbar 
wichtigen Vorreiterrolle die Frage der 
Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels nicht al-
leine in Deutschland oder Europa, son-
dern vor allem in China, den USA oder 
zukünftig auch in Südostasien und Af-
rika entscheidet, muss mittelfristig da-
rüber hinaus eine Verbreiterung des 
Treibhausgasmarktes erfolgen, so wie es 
auch Artikel 6 des Paris-Abkommens an-
strebt. Dies könnte gelingen durch eine 
Verknüpfung bereits bestehender Emis-
sionshandelssysteme weltweit, das soge-
nannte Linking. 

Dies setzt allerdings entsprechende 
Verhandlungen voraus, wird daher Zeit 
beanspruchen und deshalb eine eher 
mittel- bis langfristige Lösung darstel-
len. Kurzfristig realisierbar wäre dage-
gen eine Verknüpfung mit dem frei-
willigen Treibhausgasmarkt, etwa über 
die (stärkere) Anerkennung von Kom-
pensationsprojekten. Trotz diesbezüg-
lich bestehender praktischer Probleme 

der exakten Berechnung der (zusätz-
lichen) Emissionseinsparung und des 
Monitorings bieten vor allem Gold-Stan-
dard-Projekte eine Vielzahl von Vortei-
len, nicht nur hinsichtlich der Effizienz, 
sondern auch für die internationale Ge-
rechtigkeit.

Zusammenfassend gilt: Die aktuell 
notwendige Neuausrichtung der deut-
schen und europäischen Klimapoli-
tik bietet gerade jetzt eine einmalige 
Chance, durch eine konsequentere Nut-
zung des Emissionshandels die ökologi-
sche Effektivität und die ökonomische 
Effizienz des Klimaschutzes signifikant 
zu erhöhen, bei gleichzeitiger sozialer 
Abfederung. Es bleibt zu hoffen, dass 
diese Chance nicht ungenutzt bleibt.
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